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Empfehlung fur eine
EMPFEHLUNG DES RATES

zur Wirtschafts-, Sozial-, Beschaftigungs-, Struktur- und Haushaltspolitik der Slowakei

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag uUber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EU) 2024/1263 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
29. April 2024 Uber die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und Uber die
multilaterale haushaltspolitische Uberwachung und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1466/97 des Rates, inshesondere auf Artikel 3 Absatz 3,

gestutzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 16. November 2011 ({ber die Vermeidung und Korrektur makrodkonomischer
Ungleichgewichte?, insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

auf Empfehlung der Europdischen Kommission,

unter Berucksichtigung der EntschlieBungen des Européischen Parlaments,
unter Berucksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschaftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses flr Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fur Wirtschaftspolitik,

in Erwagung nachstehender Grinde:

1) Die Verordnung (EU) 2021/241 des Europaischen Parlaments und des Rates® zur
Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitat trat am 19. Februar 2021 in Kraft. Im
Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilitat wird den Mitgliedstaaten finanzielle
Unterstutzung flr Reformen und Investitionen bereitgestellt und so fir einen EU-
finanzierten Konjunkturimpuls gesorgt. Den Prioritdten des Europdischen Semesters
entsprechend trégt die Fazilitdt zur wirtschaftlichen und sozialen Erholung bei und
erleichtert die Umsetzung nachhaltiger Reformen und Investitionen, insbesondere mit
dem Ziel, den griinen und den digitalen Wandel zu férdern und die Volkswirtschaften
der Mitgliedstaaten widerstandsfahiger zu machen. Sie hilft auch, die 6ffentlichen
Finanzen zu stdrken und das mittel- und langfristige Wirtschafts- und
Beschaftigungswachstum anzukurbeln, den territorialen Zusammenhalt in der EU zu

! ABI. L, 2024/1263, 30.4.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2024/1263/0j.
2 ABI. L 306 vom 23.11.2011, S. 25, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2011/1176/0j.
3 Verordnung (EU) 2021/241 des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur

Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitit (ABI. L57 vom 18.2.2021, S.17, ELL:
http://data.europa.eu/eli/reg/2021/241/0j).
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verbessern und die weitere Umsetzung der Europdischen Sdule sozialer Rechte zu
unterstutzen.

Die am 27. Februar 2023 angenommene REPowerEU-Verordnung* zielt darauf ab, die
Abhangigkeit der EU von Einfuhren fossiler Brennstoffe aus Russland stufenweise zu
beenden. Dies wirde zur Energieversorgungssicherheit und zur Diversifizierung der
Energieversorgung der EU beitragen und zugleich den Einsatz erneuerbarer Energien,
die Energiespeicherkapazitaten und die Energieeffizienz erhohen. Die Slowakei hat
threm nationalen Aufbau- und Resilienzplan ein neues REPowerEU-Kapitel
hinzugefiigt, um wichtige Reformen und Investitionen zu finanzieren, die zur
Verwirklichung der REPowerEU-Ziele beitragen werden.

Am 16.Miarz 2023 legte die Kommission die Mitteilung ,Langfristige
Wetthewerbsfahigkeit der EU: Blick tber 2030 hinaus*® vor, um zur politischen
Entscheidungsfindung beizutragen und die Rahmenbedingungen fur steigendes
Wachstum zu schaffen. In dieser Mitteilung wird die Wetthewerbsfahigkeit im
Rahmen von neun sich gegenseitig verstarkenden Faktoren betrachtet. Von diesen
Faktoren werden der Zugang zu Kapital aus der Privatwirtschaft, Forschung und
Innovation, Bildung und Kompetenzen sowie der Binnenmarkt als oberste politische
Prioritdten fir Reformen und Investitionen angesehen, mit denen die aktuellen
Herausforderungen im Bereich der Produktivitat angegangen und die EU und ihre
Mitgliedstaaten auf lange Sicht wettbewerbsféhiger werden sollen. Im Anschluss an
diese Mitteilung legte die Kommission am 14. Februar 2024 den Jahresbericht tber
den Binnenmarkt und die Wettbewerbsfahigkeit® vor. In dem Bericht werden die
wettbewerbsbezogenen  Starken und  Herausforderungen des  europdischen
Binnenmarkts ausfuhrlich dargelegt sowie die jahrlichen Entwicklungen anhand der
neun Wettbewerbsfaktoren bewertet.

Am 21. November 2023 nahm die Kommission den Jahresbericht zum nachhaltigen
Wachstum 20247 an und leitete damit den Zyklus des Europaischen Semesters fiir die
wirtschaftspolitische Koordinierung 2024 ein. Am 22. Marz 2024 billigte der
Européische Rat die auf die vier Komponenten der wettbewerbsfahigen Nachhaltigkeit
abstellenden Prioritaten des Berichts. Am 21. November 2023 nahm die Kommission
auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 auch den Warnmechanismus-
Bericht 2024 an, worin die Slowakei als einer der Mitgliedstaaten genannt wurde, bei
denen wegen bestehender oder drohender Ungleichgewichte eine eingehende
Uberpriifung angezeigt war. Die Kommission legte auRerdem eine Empfehlung fir
eine Empfehlung des Rates zur Wirtschaftspolitik des Euro-Wéhrungsgebiets vor, die
am 12. April 2024 vom Rat angenommen wurde, sowie den Vorschlag fir den
Gemeinsamen Beschéftigungsbericht 2024 mit einer Analyse der Umsetzung der
Beschéaftigungspolitischen Leitlinien und der Grundsédtze der Européischen Sdule
sozialer Rechte, der am 11. Marz 2024 vom Rat angenommen wurde. Am 16. Januar
2024 nahm die Kommission eine Stellungnahme zur Ubersicht Uber die
Haushaltsplanung der Slowakei 2024 an.

Verordnung (EU) 2023/435 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. Februar 2023 zur
Anderung der Verordnung (EU) 2021/241 in Bezug auf REPowerEU-Kapitel in den Aufbau- und
Resilienzpldnen und zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1303/2013, (EU) 2021/1060 und
(EU) 2021/1755 sowie der Richtlinie 2003/87/EG (ABI. L 63 vom 28.2.2023, S.1, ELL:
http://data.europa.eu/eli/req/2023/435/0j).

COM(2023) 168 final.

COM(2024) 77 final.

COM(2023) 901 final.
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Am 30. April 2024 trat der neue EU-Rahmen fiir die wirtschaftspolitische Steuerung
in Kraft. Dieser umfasst die neue Verordnung (EU) 2024/1263 des Europdischen
Parlaments und des Rates tber die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und
iiber die multilaterale haushaltspolitische Uberwachung und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates. Aullerdem beinhaltet er die geédnderte
Verordnung (EG) Nr. 1467/97 Uber die Beschleunigung und Klarung des Verfahrens
bei einem UberméRigen Defizit und die geédnderte Richtlinie 2011/85/EU (iber die
Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten®. Die Ziele
des neuen Rahmens sind Tragfahigkeit der 6ffentlichen Schulden sowie nachhaltiges
und inklusives Wachstum durch graduelle Haushaltskonsolidierung sowie Reformen
und Investitionen. Er fordert die nationale Eigenverantwortung und zeichnet sich
durch eine starkere mittelfristige Ausrichtung in Verbindung mit einer wirksameren
und koharenteren Durchsetzung aus. Jeder Mitgliedstaat sollte dem Rat und der
Kommission einen nationalen mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plan
vorlegen. Die nationalen mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plane enthalten
die haushaltspolitischen Zusagen sowie die Reform- und Investitionszusagen eines
Mitgliedstaats und erstrecken sich je nach regularer Dauer der nationalen
Legislaturperiode auf einen Planungshorizont von vier oder funf Jahren. Der
Nettoausgabenpfad® der nationalen mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plane
sollte den Anforderungen der Verordnung (EU) 2024/1263 entsprechen, einschliel3lich
der Vorgaben, den offentlichen Schuldenstand spétestens bis zum Ende des
Anpassungszeitraums auf einen plausibel riickldufigen Pfad zu bringen oder darauf zu
halten oder weiterhin auf einem dem Vorsichtsgebot entsprechenden Niveau unter
60 % des BIP zu halten und das Offentliche Defizit mittelfristig unter den
Referenzwert von 3 % des BIP zu senken und/oder darunter zu halten. Wenn ein
Mitgliedstaat ein einschlédgiges Reform- und Investitionspaket zusagt, das die
Vorgaben der Verordnung (EU) 2024/1263 erfillt, kann der Anpassungszeitraum um
bis zu drei Jahre verldngert werden. Um die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung
dieser Plane zu unterstutzen, wird die Kommission ihnen am [21. Juni] 2024 Leitlinien
zum Inhalt der vorzulegenden Plane und der anschlieBenden j&hrlichen
Fortschrittsberichte an die Hand geben und ihnen gemaR Artikel 5 der Verordnung
(EU) 2024/1263 technische Leitlinien zu Haushaltsanpassungen (Referenzpfade und
gegebenenfalls technische Informationen) Ubermitteln. Die Mitgliedstaaten sollten
ihre mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plane bis zum 20. September 2024
ubermitteln, es sei denn, der Mitgliedstaat und die Kommission vereinbaren, diese
Frist um einen angemessenen Zeitraum zu verlangern. Die Mitgliedstaaten sollten
sicherstellen, dass ihre nationalen Parlamente einbezogen sowie erforderlichenfalls

Verordnung (EU) 2024/1264 des Rates vom 29. April 2024 zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 1467/97 uber die Beschleunigung und Klarung des Verfahrens bei einem uberméRigen Defizit (ABI.
L, 2024/1264, 30.4.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2024/1264/0])) und  Richtlinie
(EU) 2024/1265 des Rates vom 29. April 2024 zur Anderung der Richtlinie 2011/85/EU (iber die
Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten (ABI. L, 2024/1265, 30.4.2024,
ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2024/1265/0j).

Nettoausgaben im Sinne von Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/1263 des Rates vom 29. April 2024
(ABI. L, 2024/1263, 30.4.2024. ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2024/1263/0j), d. h. Staatsausgaben
ohne i) Zinsausgaben, ii) diskretionére einnahmenseitige Mallnahmen, iii) Ausgaben fiir Programme der
Union, die vollstdndig durch Einnahmen aus den Unionsfonds ausgeglichen werden, iv) nationale
Ausgaben fur die Kofinanzierung von Programmen, die von der Union finanziert werden,
v) konjunkturelle Komponenten der Ausgaben flr Leistungen bei Arbeitslosigkeit und vi) einmalige
und sonstige befristete MalRnahmen.
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unabhéngige finanzpolitische Institutionen, Sozialpartner und andere nationale
Interessentrager konsultiert werden.

Das Europaische Semester fir die wirtschaftspolitische Koordinierung verlauft 2024
weiterhin parallel zur Umsetzung der Aufbau- und Resilienzfazilitat. Die vollstandige
Umsetzung der Aufbau- und Resilienzplédne bleibt fur die Verwirklichung der
politischen Prioritaten im Rahmen des Europaischen Semesters unerlésslich, da mit
diesen Planen wirksam dazu beigetragen wird, dass alle oder wesentliche Teile der in
den einschlagigen landerspezifischen Empfehlungen der letzten Jahre genannten
Herausforderungen  angegangen  werden. Ebenso relevant bleiben  die
landerspezifischen Empfehlungen von 2019, 2020, 2022 und 2023 auch fir Aufbau-
und Resilienzplédne, die nach den Artikeln 14, 18 und 21 der Verordnung
(EU) 2021/241 Uberarbeitet, aktualisiert oder geadndert wurden.

Am 29. April 2021 legte die Slowakei der Kommission gemal Artikel 18 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2021/241 ihren nationalen Aufbau- und Resilienzplan vor. Gemal
Artikel 19 der Verordnung (EU) 2021/241 hat die Kommission die Relevanz,
Wirksamkeit, Effizienz und Kohérenz des Aufbau- und Resilienzplans anhand der in
Anhang V der Verordnung enthaltenen Leitlinien bewertet. Am 13. Juli 2021 erliel3
der Rat einen Beschluss zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und Resilienzplans
der Slowakei'®, der am 14.Juli 2023 nach Artikel 18 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 2021/241 geédndert wurde, um den maximalen finanziellen Beitrag zur nicht
rickzahlbaren finanziellen Unterstitzung zu aktualisieren und das REPowerEU-
Kapitel aufzunehmen!!. Die Freigabe von Tranchen ist erst moglich, nachdem die
Kommission in einem Beschluss nach Artikel 24 Absatz 5 der Verordnung (EU)
2021/241 festgestellt hat, dass die Slowakei die im Durchfiihrungsbeschluss des Rates
festgelegten einschldgigen Etappenziele und Zielwerte in zufriedenstellender Weise
erreicht hat. Eine zufriedenstellende Erreichung setzt voraus, dass es bei zuvor
erreichten Etappenzielen und Zielwerten nicht wieder zu Rickschritten gekommen ist.

Am 24. April 2024 legte die Slowakei ihr Nationales Reformprogramm 2024 und
gemal  Artikel4 Absatzl der Verordnung (EG)  Nr.1466/97  ihr
Stabilitatsprogramm 2024 vor. Nach Artikel 27 der Verordnung (EU) 2021/241 muss
sich im Nationalen Reformprogramm 2024 auch die halbjahrliche Berichterstattung
der Slowakei Uber die Fortschritte bei der Durchfuhrung ihres Aufbau- und
Resilienzplans niederschlagen.

Am 19. Juni 2024 ver6ffentlichte die Kommission den Landerbericht 2024 fir die
Slowakei'?. Bewertet wurden darin die Fortschritte der Slowakei bei der Umsetzung
der einschldagigen landerspezifischen Empfehlungen des Rates aus dem Zeitraum 2019
bis 2023 und der Stand der Durchfiihrung des Aufbau- und Resilienzplans durch die
Slowakei. Ausgehend von dieser Bewertung wird im L&nderbericht aufgezeigt, bei
welchen Herausforderungen noch Handlungsbedarf besteht, weil sie mit dem Aufbau-
und Resilienzplan nicht oder nur teilweise angegangen werden, und welche
Herausforderungen neu hinzugekommen sind oder sich abzeichnen. Ferner werden in
dem Bericht die Fortschritte der Slowakei bei der Umsetzung der Europdischen Saule

10
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Durchftihrungsbeschluss des Rates vom 13. Juli 2021 zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und
Resilienzplans der Slowakei (ST 10156/2021; ST 10156/2021 ADD 1; ST 10156/2021 COR 1).
Durchfiihrungsbeschluss des Rates vom 14. Juli 2023 zur Anderung des Durchfiihrungsbeschlusses des
Rates vom 13. Juli 2021 zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und Resilienzplans der Slowakei
(ST 11205/2023 INIT, ST 11205/2023 ADD 1).
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sozialer Rechte, bei der Verwirklichung der Kernziele der EU in den Bereichen
Beschaftigung, Kompetenzen und Armutsbekdmpfung sowie bei den UN-Zielen fir
nachhaltige Entwicklung bewertet.

Die Kommission nahm fiir die Slowakei eine eingehende Uberpriifung nach Artikel 5
der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 vor. Die wichtigsten Ergebnisse der von den
Kommissionsdienststellen — angestellten  Bewertung der  makrodkonomischen
Anfélligkeiten der Slowakei flr die Zwecke der vorgenannten Verordnung wurden im
Marz 2024 verdffentlicht.* Am 19. Juni 2024 gelangte die Kommission zu dem
Schluss, dass in der Slowakei makrookonomische Ungleichgewichte bestehen.
Insbesondere in  Verbindung mit der Kostenwettbewerbsfahigkeit, dem
aullenwirtschaftlichen Gleichgewicht, dem Wohnungsmarkt und der Verschuldung der
privaten Haushalte sieht sich die Slowakei mit Anfélligkeiten konfrontiert, die trotz
jungster Verbesserungen nach wie vor vorhanden sind, und es wurden diesbeztiglich
keine politischen Malinahmen ergriffen. 2023 wurde die Slowakei einer eingehenden
Uberpriifung unterzogen, der zufolge ihre Anfalligkeiten nicht zu makrodkonomischen
Ungleichgewichten hatten fuhren sollen, da davon ausgegangen wurde, dass sie sich
mittelfristig abschwéchen wirden. Die Anfalligkeiten haben sich in der Tat
abgeschwaécht, allerdings nicht so schnell wie vor einem Jahr erwartet. Zudem scheint
es sich um konjunkturbedingte Verbesserungen zu handeln und es scheinen sich
strukturelle Anfalligkeiten verfestigt zu haben; dabei fehlt es an politischen
MaRnahmen. Das hohe Leistungsbilanzdefizit hat sich im vergangenen Jahr gebessert,
es durfte jedoch weiterhin ein erhebliches Defizit bestehen, wodurch der
Nettoauslandsvermogensstatus weiterhin deutlich negativ ausfallen durfte. Die
Kerninflation hat sich als hartnackiger erwiesen als erwartet und lag weiterhin tUber
dem Durchschnitt des Euro-Wéhrungsgebiets, wahrend die Lohnstiickkosten nach wie
vor starker steigen als bei den meisten Handelspartnern. Es ist nicht davon
auszugehen, dass dieser Preis- und Kostendruck in diesem oder im kommenden Jahr
nachlassen wird, was Verbesserungen bei der Wettbewerbsfahigkeit und der
Handelsbilanz beeintrachtigen kénnte. Die Kreditaufnahme der privaten Haushalte hat
uber die Jahre deutlich zugenommen und sich 2023 angesichts eines Riickgangs der
Vergabe von Hypothekarkrediten verlangsamt. Die Wohnimmobilienpreise sind zwar
gesunken, sie sind aber immer noch leicht Gberbewertet und werden voraussichtlich
erneut steigen, da das Wohnraumangebot nach wie vor begrenzt ist. Die Nachfrage
nach Wohnraum wird durch politische Malinahmen wie die kirzlich beschlossenen
Kreditzuschisse gestitzt, die die geldpolitische Transmission behindern und fur den
offentlichen Haushalt kostspielig sind. Die Haushaltsanpassung hat sich verzdgert und
die hohe Staatsverschuldung durfte sich in diesem Jahr noch verschéarfen; gleichzeitig
durfte die gesamtstaatliche Schuldenquote trotz eines stiitzenden BIP-Wachstums, das
einen Aufwartsdruck auf die Inlandsnachfrage ausiibt, 2024 und 2025 steigen.
Insgesamt waren die politischen Malinahmen nicht ausreichend, um die ermittelten
Schwachstellen zu beheben, was zu ihrer Verfestigung beigetragen hat. Eine
Haushaltsanpassung wirde dazu beitragen, die Kerninflation zu verringern, die
aullenwirtschaftliche Position zu stdrken und den Anstieg des gesamtstaatlichen
Schuldenstandes einzuddmmen; eine solche Anpassung sollte durch die Einleitung des
Verfahrens bei einem UberméaRigen Defizit gestutzt werden. Aulerdem sind
MaRnahmen erforderlich, um die preisliche und nichtpreisliche Wettbewerbsfahigkeit
zu verbessern und die Risiken im Zusammenhang mit dem Wohnungsmarkt und der
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Anhaufung von Schulden durch private Haushalte zu verringern, unter anderem durch
die Entwicklung eines funktionierenden Mietmarktes.

Nach den von Eurostat validierten Daten'# erhohte sich das gesamtstaatliche Defizit
der Slowakei von 1,7 % des BIP im Jahr 2022 auf 4,9 % des BIP im Jahr 2023,
wahrend der gesamtstaatliche Schuldenstand von 57,7 % des BIP Ende 2022 auf
56,0 % des BIP Ende 2023 zuriickging. Entsprechend ihrer Ankindigung in den
Haushaltspolitischen Leitlinien fir 2024*° leitet die Kommission im Friihjahr 2024 auf
Basis der Ist-Daten fur 2023 und gemaR den geltenden Rechtsvorschriften den ersten
Schritt zur Er6ffnung defizitbedingter Verfahren ein. Am 19. Juni 2024 nahm die
Kommission einen Bericht nach Artikel 126 Absatz 3 AEUV?® an. In diesem Bericht
wird die Haushaltslage der Slowakei bewertet, da das gesamtstaatliche Defizit im Jahr
2023 den Referenzwert von 3 % des BIP Uberstieg. In dem Bericht kommt die
Kommission auf der Grundlage dieser Bewertung und unter Berlcksichtigung der
Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses nach Artikel 126 Absatz 4
AEUV zu dem Schluss, dass sie im Juli die Einleitung eines Verfahrens bei einem
ubermafigen Defizit vorschlagen und dem Rat empfehlen wird, einen Beschluss nach
Artikel 126 Absatz 6 zur Feststellung des Bestehens eines tberméRigen Defizits fir
die Slowakei zu erlassen.

In seiner Empfehlung vom 12. Juli 2022 empfahl der Rat!” der Slowakei, im Jahr 2023
fur eine vorsichtige Haushaltspolitik zu sorgen, insbesondere indem das Wachstum der
national finanzierten laufenden Primérausgaben unter dem  mittelfristigen
Potenzialwachstum?®® gehalten wird, wobei die fortgesetzte befristete und gezielte
Unterstutzung fir die vom Energiepreisanstieg besonders betroffenen Haushalte und
Unternehmen und fur die aus der Ukraine fllichtenden Menschen zu berticksichtigen
ist. Gleichzeitig sollte die Slowakei bereit sein, die laufenden Ausgaben an die sich
wandelnde Situation anzupassen. Auflerdem wurde der Slowakei empfohlen, die
offentlichen Investitionen in den grinen und den digitalen Wandel sowie die
Energiesicherheit unter Berucksichtigung der REPowerEU-Initiative auszuweiten,
unter anderem durch Inanspruchnahme der Aufbau- und Resilienzfazilitat und anderer
Unionsfonds. Ausgehend von den Schéatzungen der Kommission war der
finanzpolitische Kurs'® im Jahr 2023 vor dem Hintergrund hoher Inflation mit 6,1 %
des BIP expansiv. Das Wachstum der national finanzierten laufenden Primé&rausgaben

14
15
16

17

18

19

Eurostat-Euroindikatoren vom 22.4.2024.

COM(2023) 141 final.

Bericht der Kommission nach Artikel 126 Absatz 3 des Vertrags ber die Arbeitsweise der
Europdischen Union (COM(2024) 598 final vom 19.6.2024).

Empfehlung des Rates vom 12. Juli 2022 zum nationalen Reformprogramm der Slowakei 2022 mit
einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitatsprogramm der Slowakei 2022 (ABI. C 334 vom 1.9.2022,
S. 205).

Ausgehend von der Frihjahrsprognose 2024 der Kommission wird das mittelfristige
Potenzialwachstum der Slowakei im Jahr 2023 auf der Grundlage des Zehnjahresdurchschnitts der
realen Potenzialwachstumsrate und des BIP-Deflators fiir das Jahr 2023 auf nominal 12,4 % geschatzt.
Der finanzpolitische Kurs gibt die j&hrliche Verénderung der zugrunde liegenden gesamtstaatlichen
Haushaltslage an. Er dient der Bewertung des wirtschaftlichen Impulses, der von den auf nationaler
Ebene sowie aus dem EU-Haushalt finanzierten haushaltspolitischen MalRnahmen ausgeht. Gemessen
wird der finanzpolitische Kurs als Differenz zwischen i) dem mittelfristigen Potenzialwachstum und
ii) der Verénderung der Primérausgaben abziglich diskretiondrer einnahmenseitiger Malinahmen
(sowie ohne befristete Notfallmalnahmen aufgrund der COVID-19-Krise), aber einschlieBlich der mit
nicht ruckzahlbarer Unterstitzung (Zuschiissen) aus der Aufbau- und Resilienzfazilitdt und anderen
EU-Fonds finanzierten Ausgaben. Ein negatives (positives) Vorzeichen des Indikators deutet auf eine
expansive (kontraktive) Finanzpolitik hin.
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(ohne diskretiondre einnahmenseitige Malinahmen) leistete 2023 einen expansiven
Beitrag von 3,8 % des BIP zum finanzpolitischen Kurs. Darin eingerechnet ist der
Rickgang der Kosten der gezielten Sofort-EntlastungsmalRnahmen fiir die vom
Energiepreisanstieg besonders betroffenen Haushalte und Unternehmen um 0,2 % des
BIP. Darunter fallen auch die Kosten fiir den vorlbergehenden Schutz von
Vertriebenen aus der Ukraine, die (um 0,1 % des BIP) gesunken sind. Der expansive
Beitrag der national finanzierten laufenden Primarausgaben, der iber das mittelfristige
Potenzialwachstum hinausgeht, war daher nicht auf die gezielten Sofort-
EntlastungsmaBnahmen fir die vom Energiepreisanstieg besonders betroffenen
Haushalte und Unternehmen und fir die aus der Ukraine fluchtenden Menschen
zurlickzufuhren. Das expansive Wachstum der national finanzierten laufenden
Primdrausgaben (ohne diskretiondre einnahmenseitige Mallinahmen) ging auf nicht
gezielte SofortmaBnahmen im Energiebereich, dauerhafte Erhéhungen der Léhne und
Gehalter im offentlichen Sektor, hohere Gesundheitsausgaben und die Senkung der
Mehrwertsteuersdatze in ausgewdhlten Bereichen zuriick. Insgesamt stand das
Wachstum der national finanzierten laufenden Primdrausgaben 2023 nicht mit der
Empfehlung des Rates im Einklang. Die mit Zuschiissen aus der Aufbau- und
Resilienzfazilitdt und anderen EU-Fonds finanzierten Ausgaben beliefen sich 2023 auf
3,2 % des BIP. Die national finanzierten Investitionen erreichten 2023 einen Umfang
von 3,2% des BIP und stiegen damit ubers Jahr im Vergleich zu 2022 um
0,8 Prozentpunkte. Die Slowakei hat zusatzliche Investitionen Uber die Aufbau- und
Resilienzfazilitdt und andere EU-Fonds finanziert. Ferner hat die Slowakei 6ffentliche
Investitionen in  den grinen und den digitalen Wandel sowie die
Energieversorgungssicherheit — etwa in die Energieinfrastruktur, den emissionsfreien
Verkehr oder die Energieeffizienz von Gebduden — getétigt, die zu einem Teil aus der
Aufbau- und Resilienzfazilitat sowie aus anderen EU-Fonds finanziert werden.

Die zentralen Projektionen des Stabilitatsprogramms 2024 lassen sich wie folgt
zusammenfassen: Nach dem makrotkonomischen Szenario, das den slowakischen
Haushaltsprojektionen zugrunde liegt, wird sich das reale BIP-Wachstum 2024 auf
2,0 % und 2025 auf 3,1 % belaufen, wéhrend die HVPI-Inflation 2024 mit 3,2 % und
2025 mit 4,4 % veranschlagt wird. Das gesamtstaatliche Defizit soll sich 2024 auf
5,9% des BIP erhdhen und 2025 auf 5,4 % des BIP zuriickgehen, wahrend die
gesamtstaatliche Schuldenquote bis Ende 2024 auf 58,6 % des BIP und bis Ende 2025
auf 59,8 % ansteigen soll. Nach 2025 soll das gesamtstaatliche Defizit den
Projektionen zufolge im Jahr 2026 allméhlich auf 5,2 % des BIP zurtickgehen und im
Jahr 2027 erneut auf 5,5 % des BIP ansteigen. Der gesamtstaatliche Haushaltssaldo
soll somit im gesamten Programmzeitraum nicht wieder unter den Defizit-
Referenzwert von 3 % des BIP sinken. Die gesamtstaatliche Schuldenquote wiederum
soll im Zeitraum nach 2025 auf 63,6 % im Jahr 2026 und auf 67,8 % im Jahr 2027
ansteigen.

Die Kommission geht in ihrer Frihjahrsprognose 2024 von einem realen BIP-
Wachstum von 2,2 % im Jahr 2024 und von 2,9 % im Jahr 2025 sowie einer HVPI-
Inflation von 3,1 % im Jahr 2024 und 3,6 % im Jahr 2025 aus.

Das Offentliche Defizit durfte sich der Frihjahrsprognose 2024 der Kommission
zufolge im Jahr 2024 auf 5,9 % des BIP belaufen, wahrend die gesamtstaatliche
Schuldenquote bis Ende 2024 voraussichtlich auf 58,5 % ansteigen wird. Der
Defizitanstieg im Jahr 2024 spiegelt vor allem die Weiterfihrung der bestehenden
EntlastungsmaBnahmen im Energiebereich sowie neu eingefiihrte, mit hoheren
Ausgaben einhergehende Malinahmen wider, darunter eine dauerhafte Erh6hung der
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13. Pensionszahlung, hohere Gesundheitsausgaben, die Schaffung eines neuen
Ministeriums fiir Tourismus und Sport, eine Anderung des Bildungsgesetzes, mit der
ein Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz fir Kinder ab drei Jahren und mehr
Rechte fir Kinder mit sonderpadagogischen Bedurfnissen eingefihrt wurden, sowie
die Einfuhrung leistungsorientierter Vertrage an 0&ffentlichen Universitéten.
Ausgehend von den Schétzungen der Kommission wird fiir 2024 eine finanzpolitische
Kontraktion von 1,4 % des BIP erwartet.

Nach der Frihjahrsprognose 2024 der Kommission werden im Jahr 2024 Ausgaben in
Hohe von 1,2 % des BIP mit nicht riickzahlbarer Unterstiitzung (,,Zuschiissen®) aus
der Aufbau- und Resilienzfazilitat finanziert, gegentber 0,5 % des BIP im Jahr 2023.
Die aus Zuschissen aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat bestrittenen Ausgaben
werden es ermoglichen, hochwertige Investitionen und produktivitatssteigernde
Reformen zu finanzieren, ohne dass sich dies unmittelbar auf den gesamtstaatlichen
Haushaltssaldo und den gesamtstaatlichen Schuldenstand der Slowakei niederschlagt.

Am 14. Juli 2023 empfahl der Rat? der Slowakei, eine vorsichtige Haushaltspolitik zu
gewabhrleisten und zu diesem Zweck insbesondere den nominalen Anstieg der national
finanzierten Nettoprimarausgaben?' im Jahr 2024 auf hochstens 5,7 % zu begrenzen.
Die  Mitgliedstaaten  wurden aufgefordert, bei der Ausfihrung ihres
Haushaltsplans 2023 und bei der Ausarbeitung ihrer Ubersichten (iber die
Haushaltsplanung 2024 zu beriicksichtigen, dass die Kommission dem Rat auf Basis
der Ist-Daten fir 2023 die Eréffnung von Verfahren bei einem tbermaRigen Defizit
vorschlagen werde. Der Fruhjahrsprognose 2024 der Kommission zufolge werden die
national finanzierten Nettoprimérausgaben der Slowakei im Jahr 2024 um 6,2 %
steigen, was Uber dem empfohlenen Hochstanstieg liegt. Die tiber den empfohlenen
Hochstanstieg der national finanzierten Nettoprimarausgaben hinausgehenden
Ausgaben belaufen sich 2024 auf 0,2 % des BIP. Dies droht nicht vollstandig mit der
Empfehlung des Rates im Einklang zu stehen.

Der Rat empfahl der Slowakei ferner, die geltenden Sofort-EntlastungsmalRnahmen im
Energiebereich zurlickzufahren und die dadurch erzielten Einsparungen in den
Jahren 2023 und 2024 so friih wie méglich zum Abbau des gesamtstaatlichen Defizits
zu nutzen. Der Rat empfahl der Slowakei dartiber hinaus fur den Fall, dass neuerliche
Energiepreisanstiege neue oder fortgesetzte Entlastungsmanahmen erforderlich
machen sollten, sicherzustellen, dass diese EntlastungsmalRnahmen gezielt auf den
Schutz finanziell schwacherer Haushalte und Unternehmen ausgerichtet werden, fur
die offentlichen Haushalte tragbar sind und die Anreize zum Energiesparen
aufrechterhalten. In ihrer Frihjahrsprognose 2024 schatzt die Kommission die Netto-
Haushaltskosten?? der Sofort-EntlastungsmaRnahmen im Energiebereich 2023 auf
2,1%, 2024 auf 0,4 % und 2025 auf 0,0 % des BIP. Dabei wird inshesondere
angenommen, dass die Gaspreisobergrenze fur Haushalte auch 2024 in Kraft bleiben
wird. Wirden die erzielten Einsparungen der Ratsempfehlung entsprechend zum
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Empfehlung des Rates vom 14. Juli 2023 zum nationalen Reformprogramm der Slowakei 2023 mit
einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitatsprogramm der Slowakei 2023 (ABI. C 312 vom 1.9.2023,

S. 233).
Die Nettoprimarausgaben sind definiert als national finanzierte Ausgaben ohne i) diskretionére
einnahmenseitige  Mallnahmen, i) Zinsausgaben, iii) Ausgaben aufgrund konjunkturbedingter

Arbeitslosigkeit und iv) einmalige oder sonstige befristete MalRnahmen.

Diese entsprechen den jahrlichen Haushaltskosten der betreffenden MalRnahmen unter Bericksichtigung
der Einnahmen und Ausgaben und gegebenenfalls abziiglich der Einnahmen aus der Besteuerung von
Zufallsgewinnen von Energieversorgern.
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Abbau des gesamtstaatlichen Defizits genutzt, ergébe sich nach diesen Projektionen
im Jahr 2024 eine Haushaltsanpassung um 1,7 % des BIP, wahrend die national
finanzierten Nettoprimarausgaben®® im betreffenden Jahr einen kontraktiven Beitrag
von 0,2% des BIP zum finanzpolitischen Kurs leisten wirden. Die Sofort-
EntlastungsmaBnahmen im Energiebereich sollen den Projektionen zufolge in den
Jahren 2023 und 2024 nicht so friih wie moglich zurtickgefahren werden. Dies droht
der Empfehlung des Rates zuwiderzulaufen. Hinzu kommt, dass die erzielten
Einsparungen nicht in vollem Umfang zum Abbau des gesamtstaatlichen Defizits
genutzt werden sollen. Dies droht der Empfehlung des Rates ebenfalls zuwider zu
laufen. Die Haushaltskosten der Sofort-EntlastungsmalRnahmen im Energiebereich fir
finanziell schwdachere Haushalte und Unternehmen werden 2024 auf 0,0 % des BIP
geschatzt (2023: 0,0 %).

Daruber hinaus empfahl der Rat der Slowakei, die national finanzierten ¢ffentlichen
Investitionen aufrechtzuerhalten und die effektive Abrufung von Zuschussen aus der
Aufbau- und Resilienzfazilitdt sowie anderen Fonds der Union zu gewahrleisten, um
insbesondere den o6kologischen und den digitalen Wandel zu fordern. Laut
Frihjahrsprognose 2024 der Kommission dirften die national finanzierten 6ffentlichen
Investitionen von 3,2 % des BIP im Jahr 2023 auf 3,0 % des BIP im Jahr 2024
zurlickgehen. Dieser Rickgang ist auf das Auslaufen des
Programmplanungszeitraums 2014-2020 der EU-Strukturfonds zuriickzufihren, fur
den Mittel bis 2023 zur Verfugung standen. Ein weiterer Grund besteht darin, dass die
Lieferung militarischer Ausriistung auf das Jahr 2025 verschoben wurde. Unter
Berlicksichtigung dieser zusatzlichen Faktoren kénnen die o6ffentlichen Investitionen
im Jahr 2024 als mit der Empfehlung des Rates in Einklang stehend gewertet werden.
Die mit Mitteln aus EU-Fonds einschlieflich Zuschiissen aus der Aufbau- und
Resilienzfazilitat finanzierten Offentlichen Ausgaben wiederum durften 2024 von
3,2 % des BIP im Jahr 2023 auf 2,0 % des BIP zuriickgehen. Dieser Riickgang ist auf
das Auslaufen des Programmplanungszeitraums 2014-2020 der EU-Strukturfonds
zurlickzufuhren, fur den Mittel bis 2023 zur Verfiigung standen.

Auf der Grundlage der zum Prognosestichtag bekannten PolitikmaBnahmen und unter
der Annahme einer unverdnderten Politik rechnet die Kommission in ihrer
Frihjahrsprognose 2024 fur 2025 mit einem 6ffentlichen Defizit von 5,4 % des BIP.
Im Rickgang des Defizits im Jahr 2025 spiegeln sich vor allem héhere Einnahmen
wider, die durch ein héheres nominales BIP infolge einer stérkeren Inflation bedingt
sind. Die gesamtstaatliche Schuldenquote dirfte sich bis Ende 2025 auf 59,9 % des
BIP erhohen. Eine vorsichtige Haushaltspolitik sollte dazu beitragen, die Kerninflation
zu senken, welche deutlich tber dem Durchschnitt des Euro-Wé&hrungsgebiets liegt
und bei anhaltender Dauer zu Verlusten an Wettbewerbsfahigkeit fuhren konnte;
aulRerdem sollte dies zur Starkung der aulenwirtschaftlichen Position beitragen.

Das Steuersystem der Slowakei konnte von einem wachstumsfreundlicheren
Steuermix profitieren, der die Erwerbsbeteiligung erhéhen und gleichzeitig
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Dieser Beitrag wird gemessen als Verdnderung der gesamtstaatlichen Primarausgaben ohne
i) Berlicksichtigung der zusétzlichen Auswirkungen diskretiondrer einnahmenseitiger MalRnahmen auf
den Haushalt, ii) einmalige Ausgaben, iii) Ausgaben aufgrund konjunkturbedingter Arbeitslosigkeit und
iv) Ausgaben, die mit nicht rickzahlbarer Unterstiitzung (Zuschissen) aus der Aufbau- und
Resilienzfazilitdt und aus anderen EU-Fonds bestritten werden, im Verhaltnis zur mittelfristigen
(zehnjahrigen) durchschnittlichen potenziellen nominalen BIP-Wachstumsrate und als Prozentsatz des
nominalen BIP ausgedriickt.
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Umweltschutz und Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen férdern und fur mehr
Gerechtigkeit sorgen wiurde. Derzeit ist der Anteil der Steuern auf das
Arbeitseinkommen am Gesamtsteueraufkommen mit 52,4 % der flinfthochste in der
EU. Die Slowakei weist eine relativ hohe Steuer- und Abgabenbelastung fur
einkommensschwéchere  Haushalte auf, wodurch Negativanreize fir die
Erwerbsbeteiligung in einem Kontext geschaffen werden, in dem die Besteuerung des
Arbeitseinkommens weniger progressiv ist als im EU-Durchschnitt. Die ¢ffentlichen
Einnahmen und die Arbeitsbedingungen werden durch eine groRBe Kluft zwischen
Arbeitnehmern und Selbststdndigen bei Steuern, Sozialabgaben und sonstigen
Pflichtabgaben beeintrachtigt, was zum hochsten Anteil an Scheinselbststdndigen in
der EU flhrt. In der Slowakei liegen die wiederkehrenden Einnahmen aus
Immobiliensteuern mit nur 0,4 % des BIP weit unter dem EU-Durchschnitt von 2,1 %.
Diese Diskrepanz ist auf das flachenbezogene Steuersystem der Slowakei
zurlickzufuhren, bei dem Steuern auf der Grundlage der Immobiliengrofie anstatt des
Marktwerts berechnet werden, was trotz der steigenden Immobilienpreise der
vergangenen Jahre zu stagnierenden Steuereinnahmen fuhrt. Im Bereich der
Umweltsteuern schnitt die Slowakei 2022 bemerkenswert gut ab und lag sowohl im
Verhéltnis zum BIP als auch als Anteil des Gesamtsteueraufkommens tber dem EU-
Durchschnitt. Dies war jedoch in erster Linie durch robuste Energiesteuereinnahmen
aufgrund einer betrachtlichen Steuerbemessungsgrundlage bedingt. Umgekehrt lagen
die Einnahmen aus Verkehrs-, Umwelt- und Ressourcensteuern unter dem EU-
Durchschnitt, was darauf hindeutet, dass noch Potenzial zur starkeren Anwendung des
Verursacherprinzips vorhanden ist. Trotz deutlicher Verbesserungen in den
vergangenen Jahren liegt die Lucke bei der Einhaltung der Mehrwertsteuervorschriften
uber dem EU-Durchschnitt. Die Slowakei konnte sie zwischen 2010 und 2021 jedoch
dank der seit 2014 eingefuhrten Meldepflicht fur alle inldndischen und EU-internen
Umsétze in Verbindung mit einer breiteren Anwendung der Umkehrung der
Steuerschuldnerschaft erheblich senken. Malinahmen zur Straffung des Steuer-,
Sozialabgaben- und Pflichtabgabensystems in Verbindung mit Malknahmen zur
Senkung der Verwaltungs- und Befolgungskosten kénnen die o6ffentlichen Einnahmen
steigern und die Tragféahigkeit der 6ffentlichen Finanzen fordern. In den letzten Jahren
hat die Slowakei mehrere nicht gezielte Mallnahmen mit potenziell negativen
Auswirkungen beispielsweise auf die Immobilienpreise und die preisliche
Wettbewerbsfahigkeit  ergriffen, die  ebenfalls zu  einer  ungerechten
Ressourcenverteilung gefiihrt haben. Zudem verhindert die unzureichende Umsetzung
bestehender Ausgabenutberprifungen im Haushaltsverfahren das Erzielen ermittelter
Einsparungen, die den oOffentlichen Finanzen zugutekommen konnten. Weitere
Verbesserungen bei der Digitalisierung der Steuerverwaltung, insbesondere im
Bereich elektronische Rechnungsstellung und vorab ausgefillte Steuererkl&rungen,
konnten dazu beitragen, die Schlupflécher im Steuersystem weiter zu verringern, die
Einhaltung der Steuervorschriften zu erleichtern und die Kosten zu senken.

Nach dem in Artikel 19 Absatz 3 Buchstabe b und Anhang V Abschnitt 2.2 der
Verordnung (EU) 2021/241 genannten Kriterium enthdlt der Aufbau- und
Resilienzplan ein umfassendes Paket sich gegenseitig verstarkender Reformen und
Investitionen, die bis 2026 umzusetzen sind. Diese durften helfen, alle oder einen
wesentlichen  Teil der Herausforderungen, die in den entsprechenden
landerspezifischen Empfehlungen ermittelt wurden, wirksam anzugehen. In diesem
engen Zeitrahmen ist eine zugige wirksame Umsetzung des Plans, insbesondere auch
des REPowerEU-Kapitels, unerlésslich, um die langfristige Wettbewerbsfahigkeit der
Slowakei durch den griinen und den digitalen Wandel zu stéarken und zugleich soziale
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Gerechtigkeit sicherzustellen. Um die im Plan enthaltenen Zusagen bis August 2026
zu erfillen, muss die Slowakei sich abzeichnende Verzogerungen angehen und mit der
Umsetzung der Reformen fortfahren, Investitionen beschleunigen und gleichzeitig eine
wirksame Governance und starke Verwaltungskapazitaten sicherstellen. Die Slowakei
ist mit verschiedenen Hindernissen konfrontiert, die die erfolgreiche Umsetzung des
Aufbau- und Resilienzplans behindern, wobei mehrere groRRe Investitionsvorhaben
Gefahr laufen, nicht umgesetzt zu werden. Die Umsetzung der Investitionen
verlangsamt sich insbesondere in den Bereichen Gesundheitsversorgung,
Gebduderenovierung,  Dekarbonisierung  der  Industrie,  Naturschutz  und
Wasserbewirtschaftung. Einige laufende Reformen kommen auch nicht wie geplant
voran, z. B. im Bereich der Landschaftsplanung, und koénnen weitere Hindernisse
bergen. Die slowakische offentliche Verwaltung leidet unter einem strukturellen
Effizienzmangel und auf verschiedenen Regierungsebenen unter einem Mangel an
Verwaltungskapazitaten fir die Umsetzung komplexer Reformen und Investitionen.
Weitere Hindernisse bestehen beispielsweise im Zusammenhang mit der Vergabe
Offentlicher Auftrdge und langwierigen Genehmigungsverfahren, die zu erheblichen
Verzogerungen fuhren. Die systematische Einbeziehung der lokalen und regionalen
Gebietskorperschaften, der Sozialpartner, der Zivilgesellschaft und anderer relevanter
Interessentrager bleibt unerlasslich, um sicherzustellen, dass die erfolgreiche
Umsetzung des Aufbau- und Resilienzplans auf breiter Basis eigenverantwortlich
mitgetragen wird.

Im Rahmen der Halbzeituberprifung der koh&sionspolitischen Mittel nach Artikel 18
der Verordnung (EU) 2021/1060 muss die Slowakei ihr Programm bis Mérz 2025
uberpriifen und dabei unter anderem die in den landerspezifischen Empfehlungen 2024
ermittelten Herausforderungen sowie ihren nationalen Energie- und Klimaplan
beriicksichtigen. Diese Uberpriifung bildet die Grundlage fir die endgiltige
Zuweisung der EU-Mittel fur jedes einzelne Programm. Bei der Kohasionspolitik und
der Europdischen Sdule sozialer Rechte hat die Slowakei zwar Umsetzungsfortschritte
erzielt, doch bleiben noch deutliche Ungleichheiten bei der wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Entwicklung zwischen der Hauptstadt und dem Rest des Landes.
Die Kohasionspolitik muss unbedingt schneller umgesetzt werden, und die in den
Programmen vereinbarten Prioritdten haben nach wie vor Bestand und missen daher
weiter umgesetzt werden. Besonders wichtig ist es, die Verwaltungskapazitaten der
lokalen, regionalen und nationalen Behdrden zu stdrken und die Partnerschaft und
Eigenverantwortung zu verbessern, unter anderem durch eine starkere Einbeziehung
zivilgesellschaftlicher Interessentrdger. Die Starkung der sozialen und wirtschaftlichen
Inklusion marginalisierter Roma durch die Verbesserung ihrer Lebensumsténde, die
Gewadhrleistung des Zugangs zu hochwertiger, segregationsfreier allgemeiner und
beruflicher Bildung und die Unterstiitzung ihrer Integration in den Arbeitsmarkt wird
weitere Anstrengungen erfordern. Gleichzeitig mussen die geplanten Investitionen in
die Trinkwasser- und Abwasserinfrastruktur abgeschlossen werden. Geplante
Investitionen in die Kreislaufwirtschaft, die Abfallbewirtschaftung und eine hohere
Energieeffizienz von Offentlichen Gebauden und Wohngebduden sind fir den griinen
Wandel von entscheidender Bedeutung. Ebenso wichtig sind weitere Fortschritte bei
der Entwicklung erneuerbarer Energiequellen und der Dekarbonisierung der
Wirtschaft. Die aktive Arbeitsmarktpolitik muss gestarkt werden, um die
Langzeitarbeitslosigkeit zu bek&mpfen. In dieser Hinsicht sind wirksame
Umschulungs- und Erwachsenenbildungsprogramme unabdingbar. Fir die Starkung
der Gleichstellung der Geschlechter auf dem Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft ist
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schlielich eine hochwertige und erschwingliche friihkindliche Betreuung, Bildung
und Erziehung fir Kinder unter drei Jahren von entscheidender Bedeutung.

Im Rahmen der HalbzeitUberprifung des kohdasionspolitischen Programms sollte dem
Potenzial zur Forderung von Investitionen in die nachhaltige Verwendung der
natlrlichen Ressourcen — insbesondere angesichts des Investitionsriickstands in
diesem Bereich aus dem vorangegangenen Programmplanungszeitraum — mehr
Aufmerksamkeit gewidmet werden. Ferner konnte die Slowakei die Initiative
,Plattform fiir strategische Technologien fiir Europa® in den Bereichen
Digitaltechnologien  und  technologieintensive  Innovation,  saubere  und
ressourceneffiziente Technologien und Biotechnologien nutzen, um den Wandel in der
Industrie zu unterstitzen.

Uber die mit dem Aufbau- und Resilienzplan sowie anderen EU-Fonds angegangenen
wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen hinaus steht die Slowakei vor
mehreren weiteren Herausforderungen in Verbindung mit dem Rahmen fiir Justiz und
Korruptionsbekampfung, dem Mangel an Transparenz und Wettbewerb bei
Offentlichen Vergabeverfahren, dem Arbeitsmarkt, dem unzureichenden Erwerb von
Grundfertigkeiten, der fehlenden Inklusion und den niedrigen Anmeldezahlen bei der
frihkindlichen Betreuung, Bildung und Erziehung sowie der Anpassung an den
Klimawandel, der Erhaltung natirlicher Ressourcen und dem Rahmen fur die
Kreislaufwirtschatft.

Jingste Gesetzesanderungen wie insbesondere die Anderungen des Strafgesetzbuchs
und die Auflésung der Sonderstaatsanwaltschaft geben Anlass zu ernster Besorgnis im
Hinblick auf die Unabhdngigkeit und Integritdit der Justiz und des
Strafverfolgungssystems in der Slowakei. Ohne angemessene Garantien laufen diese
Entwicklungen Gefahr, die Kapazitat des Strafrechtssystems und die Wirksamkeit der
Korruptionsbekdmpfung und somit der Abschreckung, Ermittlungen und
Strafverfolgung im Zusammenhang mit Korruption und Betrugsfallen auf hoher Ebene
zu schwéchen. Zusétzlich auf die Situation auswirken konnte sich die geplante
Umstrukturierung der auf Korruptionsbekdmpfung spezialisierten Polizeibehorde
(NAKA). Auch die kurzlich erfolgte Entlassung mehrerer Mitglieder des Justizrats vor
Ende ihrer Amtszeit und das Fehlen von Garantien zur Gewaéhrleistung der
Unabhangigkeit des Justizrats geben Anlass zu Besorgnis. Diese Entwicklungen
drohen das Geschéfts- und Regelungsumfeld der Slowakei und somit die
Wettbewerbsféhigkeit des Landes zu beeintrachtigen.

Das fragmentierte Governance-System der Slowakei und die geringe Koordinierung
zwischen den verschiedenen Ebenen der offentlichen Verwaltung beeintrachtigen das
Geschaftsumfeld und insbesondere die Fahigkeit des Landes, MalRhahmen und
Investitionsprojekte wirksam umzusetzen. Darliber hinaus sind die Erbringung
hochwertiger offentlicher Dienstleistungen und die finanzielle Unabhéngigkeit der
lokalen und regionalen Gebietskorperschaften im Allgemeinen schwach ausgeprégt. In
Verbindung mit der kontinuierlichen Anwendung beschleunigter
Gesetzgebungsverfahren fuhrt dies zu einer mangelnden Vorhersehbarkeit des
Rechtsrahmens. Auch wenn mit dem Aufbau- und Resilienzplan die o6ffentlichen
Vergabeverfahren in der Slowakei vereinfacht werden sollen, bestehen gleichzeitig
nach wie vor Herausforderungen im Zusammenhang mit fehlender Transparenz und
mangelndem Wettbewerb im offentlichen Auftragswesen. Dies wird an der Tatsache
deutlich, dass 2023 33 % der Offentlichen Auftrédge jeweils an einen einzigen Bieter
vergeben wurden. Diese Herausforderungen fihren dazu, dass die Vergabe
Offentlicher Auftrége nicht ausreichend und nicht strategisch genug genutzt wird, um
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wichtige politische Ziele voranzubringen, wodurch Fortschritte beim griinen und beim
digitalen Wandel gebremst und die F&higkeit der Slowakei, ihr wirtschaftliches
Potenzial zu starken, beeintrachtigt wird. Die kirzlich vorgeschlagenen Anderungen
des Rahmens fir das offentliche Auftragswesen und die neuen Rechtsvorschriften tiber
strategische Investitionen koénnten die Transparenz und den Wettbewerb im
Offentlichen Auftragswesen weiter beeintrdchtigen und die Gefahr bergen, dass
insbesondere fur groRe Investitionen weniger angemessene Garantien vorhanden sind.

Einem relativ hohen Anteil der Schilerinnen und Schiler in der Slowakei fehlen
Grundkompetenzen in den Bereichen Mathematik, Lesen und Naturwissenschaften. In
der internationalen Schulleistungsstudie der Organisation fir wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (Programme for International Student Assessment,
PISA) von 2022 schnitt die Slowakei mit am schlechtesten ab; so zeigten mehr als
30 % der Schulerinnen und Schiler unterdurchschnittliche Leistungen in den
Bereichen Mathematik und Lesen und der Anteil der besonders leistungsstarken
Schilerinnen und Schiler nahm ab - all dies beeintrachtigt das langfristige
Innovationspotenzial und die Wettbewerbsfahigkeit des Landes. Die Ergebnisse
weisen auch auf ein starkes Bildungsgefalle fir Schilerinnen und Schiiler aus
sozio6konomisch benachteiligten Verhaltnissen hin, darunter marginalisierte Roma,
die zu 62,6 % keine mathematischen Grundfertigkeiten erwerben. Dies deckt sich mit
allgemeinen Ungleichheiten im slowakischen Bildungssystem. Der slowakische
Aufbau- und Resilienzplan enthalt viele MaRnahmen im Bildungsbereich, diese sind
jedoch nicht ausreichend zielgerichtet, um den Anteil von Kindern mit
Grundfertigkeiten zu erhéhen. Eine Aus- und Weiterbildung der Lehrkréfte, die starker
auf die Forderung des Erwerbs von Grundfertigkeiten durch die Schuler ausgerichtet
ist, ware ratsam. Darlber hinaus ist der Lehrerberuf nicht attraktiv genug, um dem
Mangel an qualifiziertem Personal entgegenzuwirken, und es besteht Spielraum, die
Qualitat der Aus- und Weiterbildung von Lehrkréften zu steigern und die
Verfugbarkeit von Hilfslehrkréften sowie Peer-Learning- und Mentoring-
Madglichkeiten zu verbessern. Zudem besteht ein groRes Potenzial, die Anmeldezahlen
von Kindern in der frihkindlichen Betreuung, Bildung und Erziehung (FBBE) zu
erhéhen, indem mehr FBBE-Platze angeboten und Anreize fur deren Nutzung durch
die Eltern geschaffen werden. Im slowakischen Aufbau- und Resilienzplan wird zwar
die Erhohung der Anmeldezahlen von Kindern ab drei Jahren unterstiitzt, 2023
besuchte jedoch nur 1% aller Kinder unter drei Jahren FBBE-Angebote — die
niedrigsten Zahlen in der EU. Durch hohere FBBE-Anmeldezahlen kénnen Kinder
besser auf den spateren Erwerb von Kompetenzen vorbereitet werden, die Zahl der
Schulabbrecher geht zurtick und die Erwerbsbeteiligung von Eltern und insbesondere
von Frauen wird gefordert.

Die Netto-CO2-Entnahmen im Sektor Landnutzung, Landnutzungsanderung und
Forstwirtschaft werden voraussichtlich erheblich zuriickgehen, was darauf hindeutet,
dass das Land sein Ziel von —6 821 kt CO2-Aquivalent bis 2030 im Rahmen der
LULUCF-Verordnung verfehlen wird. Dazu kommen eine mangelhafte
Klimarisikobewertung durch die Slowakei sowie Probleme bei der Umsetzung der
Klimarisikodaten in praktische Losungen. Um diesen Trend in den kommenden Jahren
umzukehren, missen die Mallinahmen zur Anpassung an den Klimawandel
einschlieBlich  naturbasierter LOsungen weiter vorangetrieben und in die
entsprechenden nationalen Strategien integriert werden, die Festlegung von
Naturschutzgebieten muss vollendet und eine nachhaltige Verwendung der natirlichen
Ressourcen gefordert werden. Gleichzeitig sind weitere politische Malinahmen
erforderlich, um den Ubergang zu einer Kreislaufwirtschaft voranzutreiben. Die
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Slowakei lauft Gefahr, ihr Ziel fur Siedlungsabfalle fir das Jahr 2025 nicht zu
erreichen, bei dem das Land 2020 noch 19,2 Prozentpunkte unter dem Ziel von 55 %
fir 2025 blieb; gleiches gilt fur das Ziel fur Verpackungsabfélle, bei dem es 2020
5,3 Prozentpunkte unter dem Ziel von 65 % fiir 2025 blieb.?* Die Slowakei wiirde von
einer verbesserten Bewirtschaftung der Ressourcenabfalle zur Einddmmung der
Deponierung und zur Starkung der Wiederverwendung von Siedlungs- und
Verpackungsabfallen sowie von der Verwendung von kreislauforientierten Materialien
in Industrie und Baugewerbe profitieren.

Angesichts der engen Verflechtungen zwischen den Volkswirtschaften der
Mitgliedstaaten des Euro-Wahrungsgebiets und ihres kollektiven Beitrags zur
Funktionsweise der Wirtschafts- und Waéhrungsunion empfahl der Rat den
Mitgliedstaaten des Euro-Wahrungsgebiets 2024, unter anderem im Rahmen ihrer
Aufbau- und Resilienzplane MalRnahmen zu ergreifen, um die in der Empfehlung zur
Wirtschaftspolitik des Euro-Wé&hrungsgebiets enthaltenen Empfehlungen umzusetzen.
Im Falle der Slowakei tragen die Empfehlungen 1, 2 und 3 zur Umsetzung der ersten,
zweiten, dritten, vierten und funften Empfehlung fir das Euro-Wahrungsgebiet bei.

In Anbetracht der von der Kommission durchgefiinrten eingehenden Uberpriifung und
der Schlussfolgerung der Kommission zum Bestehen von Ungleichgewichten spiegeln
die nachstehenden Empfehlungen1 und 3 die Empfehlungen nach Artikel 6 der
Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 wider. Die in Empfehlung 1 genannten Malnahmen
tragen dazu bei, Anfélligkeiten in Verbindung mit Wohnungsmarkt, Verschuldung der
privaten Haushalte und aullenwirtschaftlicher Position anzugehen. Die in
Empfehlung 3 genannten MaRnahmen tragen dazu bei, Anfélligkeiten in Verbindung
mit der Kostenwettbewerbsfahigkeit anzugehen. Die Empfehlungen 1 und 3 tragen
sowohl zur Behebung von Ungleichgewichten als auch zur Umsetzung der
Empfehlung fiir das Euro-Wéhrungsgebiet gemal Erwagungsgrund 30 bei —

EMPFIEHLT, dass die Slowakei 2024 und 2025 Malinahmen ergreift, um

1.

den mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plan rechtzeitig zu Gbermitteln; das
Wachstum der Nettoprimarausgaben® gemaR den Anforderungen des reformierten
Stabilitats- und Wachstumspakts im Jahr 2025 auf eine Rate zu beschranken, die
damit vereinbar ist, das gesamtstaatliche Defizit mit Blick auf den im Vertrag
festgelegten Referenzwert von 3 % des BIP zu senken und den gesamtstaatlichen
Schuldenstand mittelfristig auf einem dem Vorsichtsgebot entsprechenden Niveau zu
halten; den Steuermix effizienter zu gestalten, unter anderem indem Negativanreize
auf dem Arbeitsmarkt verringert werden und Umwelt- und Immobilienbesteuerung
starker genutzt werden; teure Ausgaben fur Mallnahmen zu reduzieren, auch mittels
Ausgabeniiberpriifungen; die Steuerdisziplin weiter zu starken, unter anderem durch
eine fortgesetzte Digitalisierung der Finanzverwaltung; die Risiken im

24

25

EUA und ETC/CE (2022). Fruhwarnbewertung im Zusammenhang mit den Zielen fur Siedlungs- und
Verpackungsabfalle fiir das Jahr 2025 (https://www.eea.europa.eu/publications/country-profiles-early-
warning-assessments, in englischer Sprache).

Nach Artikel 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2024/1263 bezeichnet der Ausdruck ,,Nettoausgaben®
die Staatsausgaben ohne Zinsausgaben, diskretiondre einnahmenseitige Mafnahmen, Ausgaben fir
Programme der Union, die vollstandig durch Einnahmen aus den Unionsfonds ausgeglichen werden,
nationale Ausgaben fir die Kofinanzierung von Programmen, die von der Union finanziert werden,
konjunkturelle Komponenten der Ausgaben fiir Leistungen bei Arbeitslosigkeit und einmalige und
sonstige befristete MalRnahmen.
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Zusammenhang mit der Verschuldung der privaten Haushalte durch Unterstiitzung
des Wohnungsangebots und Expansion des Mietmarkts zu vermindern;

eine wirksame Governance sicherzustellen, die Kapazitaten fir die Verwaltung von
EU-Mitteln zu stérken, die Investitionen zu beschleunigen und die Dynamik bei der
Umsetzung von Reformen aufrechtzuerhalten; sich abzeichnende Verzdgerungen
anzugehen, damit der Aufbau- und Resilienzplan, insbesondere auch das
REPowerEU-Kapitel, weiterhin ziigig und wirksam umgesetzt und die Reformen und
Investitionen bis August 2026 zum Abschluss gebracht werden koénnen; das
kohasionspolitische  Programm  schneller umzusetzen; im Rahmen der
Halbzeittberpriifung die vereinbarten Prioritdten im Blick zu behalten, Malinahmen
zur wirksameren Deckung des Investitionsbedarfs im Bereich der nachhaltigen
Verwendung der naturlichen Ressourcen zu ergreifen und zugleich die
Moglichkeiten in Erwdgung zu ziehen, die die Initiative ,,Plattform fiir strategische
Technologien fur Europa‘“ zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit eroffnet;

die  Wirksamkeit, Unabhéangigkeit und Integritit des Justiz- und
Korruptionsbekdmpfungssystems zu stdrken, unter anderem indem sichergestellt
wird, dass angemessene Garantien fur die wirksame Ermittlung und Strafverfolgung
bei Korruption auf hoher Ebene vorhanden sind; die Wettbewerbsféhigkeit und
Produktivitat zu starken, unter anderem durch Gewahrleistung von Transparenz und
Wettbewerb im offentlichen Auftragswesen, um eine verantwortungsvolle
Staatsfuhrung zu férdern und die Wirksamkeit der offentlichen Ausgaben zu
verbessern; die Vermittlung von Grundfertigkeiten zu fordern, auch fur Kinder aus
benachteiligten Verhaltnissen wie marginalisierte Roma, und die Verfiligbarkeit und
Nutzung erschwinglicher und hochwertiger fruhkindlicher Betreuung, Bildung und
Erziehung fur Kinder unter dreiJahren zu erhdhen; die Bewirtschaftung der
Ressourcenabfdlle und die  Wiederverwendung von  Siedlungs- und
Verpackungsabfallen sowie die Erhaltung natirlicher Ressourcen zu fordern, indem
naturbasierte Losungen allgemein angewandt werden und die Festlegung von
Naturschutzgebieten abgeschlossen wird.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Rates
Der Président
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

